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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


1. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, entsprechend den für Luftverkehrsge- 
sellschaften bestehenden internationalen Re- 
gelungen ein internationales Abkommen zu 
schaffen, das bei von Reedereien oder Schiffs- 
besatzungen schuldhaft verursachten Perso- 
nen- und Sachschäden grundsätzlich angemes- 
sene Regreßansprüche der Passagiere gewähr- 
leistet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


2. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Äuße- 

Dr. Gölter rung des Bremer Gründungsrektors von der 

Vring, eine CDU-Regierung in Bremen wäre 
für die Universität, was der Einmarsch der 
Russen für die CSSR war? 


3. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Beru- 

Dr. Gölter fung des Berliner Politologen Wilfried Gott- 

schalch zum Hochschullehrer auf Lebenszeit 
an der Bremer Universität? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


4. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Ist die Bundesregierung grundsätzlich bereit, 
mit den Industrienationen des Westens und 
Japan bei der Durchführung von Schwerpunkt- 
objekten der Entwicklungshilfe in den Län- 
dern der dritten Welt zu kooperieren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Erscheint der Bundesregierung die Einrichtung 
einer Datenbank geeignet, um künftig eine 
bessere Planung und Hilfe bei Katastrophen- 
Einsätzen im Ausland zu gewährleisten, und 
sieht sie Möglichkeiten, eine solche Einrich- 
tung, z. B. mit dem Internationalen Roten 
Kreuz, auf internationaler Ebene zu schaffen? 
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6. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
Wende lichkeit, den Kunstwettbewerb für die Olym- 

pischen Spiele 1972 zu einem befriedigenden 
und künstlerisch angemessenen Ergebnis zu 
führen? 

Teilt die Bundesregierung die in Pressever- 
öffentlichungen bekanntgewordene Haltung 
der Olympiabaugesellschaft, den Anteil der 
für künstlerische Zwecke vorgesehenen Mittel 
weitgehend nicht nach den für öffentliche Bau- 
leistungen geltenden Richtlinien festzusetzen? 

8. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die personelle und 
Hansen materielle Ausstattung des Wirtschaftsres- 

sorts des Bundeskriminalamts für eine wirk- 
same Bekämpfung der Wirtschaftskriminali- 
tät in der Bundesrepublik Deutschland für aus- 
reichend? 

Welche Möglichkeiten der Einwirkung sieht 
die Bundesregierung in Richtung einer Ver- 
hinderung der immer wieder - — zumal bei 
internationalen sportlichen Begegnungen — 
zu verzeichnenden und das Ansehen des Lan- 
des schädigenden Flaggendiebstählen? 

10. Abgeordneter Darf erwartet werden, daß die Regierung Maß- 

Varelmann nahmen ergreift, die einer umfassenden Be- 

gegnung der Gewaltverbrechen dienen, der 
Polizei größere Rechte geben und sie besser 
ausstattet? 

11. Abgeordneter Ist es bekannt, daß das Ausmaß der Gewalt- 

Varelmann verbrechen in der Bundesrepublik Deutsch- 

land das Ansehen der demokratischen Staats- 
ordnung erheblich in Mitleidenschaft gezogen 
hat und das Ansehen Deutschlands im Aus- 
land schädigt? 

Welche Auffassung vertritt die Bundesregie- 
rung zu den Bedenken, die von verschiedenen 
Seiten wegen der Auswirkungen des von den 
RWE bei Groß- Welzheim geplanten Kernkraft- 
werkes mit 1200 Megawatt Leistung auf die 
Umwelt, besonders auch auf die weitere nach- 
teilige Veränderung des Mainwassers, erho- 
ben werden? 

13. Abgeordneter Wird die Bundesregierung bei der nieder- 
Dr. Gruhl ländischen Regierung erneut gegen den Bau 

des Projektes einer Schmutzwasserpipeline 
aus drei nordniederländischen Provinzen in 
das Emsmündungsgebiet intervenieren, ange- 
sichts der Tatsache, daß jetzt die ersten Auf- 
träge zum Bau eines 26 km langen Teilab- 
schnitts der Leitung vergeben worden sind? 


12. Abgeordneter 

Picard 


9. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


7. Abgeordneter 

Wende 
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14. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach ein tür- 

Burger kischer Rauschgifthändler, der in der Bundes- 

republik Deutschland gefaßt wurde, durch ent- 
sprechende Initiativen des Ausländeramtes in 
sein Heimatland abgeschoben wird und nie- 
mals seine Strafe abzubüßen braucht, obwohl 
er jederzeit die Möglichkeit hat, als Tourist 
wieder in die Bundesrepublik Deutschland 
einzureisen? 

15. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Ansicht, daß 

Burger eine solche Praxis unsere Bemühungen um 

Eindämmung des Rauschgifthandels zunichte 
machen muß, da der abgeschobene Händler 
mit Sicherheit — als Tourist getarnt — wieder 
versuchen wird, Rauschgift in die Bundesrepu- 
blik Deutschland zu schmuggeln? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


16. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 

Wolfram Tarifpartner, daß zuverlässige Angaben über 

die Kosten- und Ertragsentwicklung angesichts 
des zur Verfügung stehenden amtlichen Zah- 
lenmaterials nicht möglich sind, und wie 
könnte Abhilfe geschaffen werden? 

17. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, eine ent- 

Wolfram sprechende Gesetzesinitiative zu ergreifen, 

und erfaßt diese auch den Bereich der Ver- 
mögensverteilung? 

18. Abgeordneter Berücksichtigt die Bundesregierung bei ihren 

Dr. Müller- Überlegungen, ab 1. Januar 1972 die Mineral- 

Hermann ölsteuer anzuheben, daß vom Verbraucher her 

gesehen alle preistreibenden Faktoren, wie 
Mineralölsteuer, Mehrwertsteuer und Waren- 
preis, in ihrer Gesamtwirkung und nicht allein 
aus der Steuerperspektive isoliert gesehen 
werden müssen? 

19. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Dr. Müller- Rohölverträge von Teheran und Tripolis, fer- 

Hermann ner das im Sommer verabschiedete „Bleige- 

setz", die bevorstehende Erhöhung der Vor- 
ratshaltung für Mineralöle von bisher 65 auf 
90 Tage sowie die höheren Investitions-, Pro- 
duktions- und Verteilungskosten voraussicht- 
lich bis 1975/1976 zu etwa um 4 Pfennig je 
Liter höheren Preisen führen werden? 
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20. Abgeordneter 

Gewandt 


21. Abgeordneter 
Gewandt 


22. Abgeordneter 
Härzschel 


23. Abgeordneter 

Härzschel 


24. Abgeordneter 

Weigl 


25. Abgeordneter 

Dr. Gruhl 


Vertritt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß die offiziellen Pressemitteilungen des 
Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen 
(Nr. 4296) sowie auch seine Tagesnachrichten 
(Nr. 6451) dazu mißbraucht werden dürfen, 
der CDU/CSU u. a. „billige Polemik“, das 
„Fehlen einer eigenen wirtschaftspolitischen 
Konzeption“, angeblich „personelle Schwierig- 
keiten der Mittelstandsvereinigung der CDU/ 
CSU" sowie mangelndes Durchsetzungsver- 
mögen innerhalb der Fraktion vorzuwerfen, 
ohne auch nur ein einziges Argument für die 
Begründung derartig schwerwiegender An- 
schuldigungen zu liefern? 

Ist die Bundesregierung bereit sicherzustellen, 
daß eine derartige „Informationspolitik 11 , die 
sich in letzter Zeit vermehrt in offiziellen 
Erklärungen von Bundesministerien finden 
lassen, künftig abgestellt werden und die für 
die Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung 
vom Deutschen Bundestag bewilligten Steuer- 
gelder ausschließlich für die Verbreitung von 
Sachinformationen über die Arbeit der Regie- 
rung, d. h. nicht zur parteipolitischen Polemik, 
verwendet werden dürfen? 

Trifft es zu, daß in den Straßenbaubetrieben 
wegen fehlender Anschlußaufträge zunehmend 
Arbeitskräfte entlassen werden müssen, und 
glaubt die Bundesregierung, die Kontinuität 
und die gesteckten Ziele im Straßenbau trotz- 
dem gewährleisten zu können? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Straßenbaubetriebe, daß bei einem weiteren 
Rückgang der Aufträge später mit erheblichen 
Kostensteigerungen gerechnet werden muß 
wegen der unrentablen Auslastung der Kapa- 
zität, der Stillegezeiten des baulichen Maschi- 
nenparks und der existenznotwendigen Wei- 
terbeschäftigung qualifizierten Fach- und Ma- 
schinenpersonals? 

Trifft es zu, daß Spenden auf das Postscheck- 
konto 172480 (Bank für Gemeinwirtschaft, 
Offenbach) zur Finanzierung einer Reise einer 
Beobachterdelegation und eines Juristen zum 
Prozeß Davis nach den USA bzw. für die Fi- 
nanzierung einer Dokumentation des Angela- 
Davis-Solidaritätskomitees steuerlich abzugs- 
fähig sind? 

Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, in- 
wieweit Aufwendungen zur Lärmminderung 
in privaten Wohnungen (z. B. Schallschutz- 
maßnahmen gegen ständige Lärmstörungen) 
für abschreibungsfähig erklärt werden kön- 
nen, wie das bisher schon nach § 82 des Ein- 
kommensteuergesetzes für solche lärmmin- 
dernde Anlagen möglich ist, die im „öffent- 
lichen Interesse erforderlich" sind? 
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26. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 
Niegel ihrem jetzt vorgelegten Referentenentwurf, 

leichtes Heizöl zu färben, auch das System 
der Gasölerstattung für die Landwirtschaft neu 
zu regeln, damit die Landwirtschaft steuer- 
und lastenfrei ohne umständliches Erstattungs- 
verfahren das Gasöl beziehen kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

27. Abgeordneter Trifft es zu, daß Analysen des Instituts für 

Dr. Bechert Chemische Technologie der Technischen Uni- 

(Gau-Algesheim) versität Braunschweig vor kurzem ergeben 

haben, daß jedes Kilogramm Grünkohl aus 
der Gegend des Vorharzes einen Bleigehalt 
von etwa 200 Milligramm hat, und daß dies 
etwa 10 mal soviel ist, wie bei Grünkohl aus 
anderen niedersächsischen Anbaugebieten ge- 
funden wird? 

28. Abgeordneter Liegen Untersuchungen vor über den Bleige- 

Dr. Bechert halt im Fleisch von Wild und Rindern, die im 

(Gau-Algesheim) Vorharz aus bisher noch nicht bekannter Ur- 
sache in der letzten Zeit in auffallender An- 
zahl zu Grunde gegangen sind, ist das Ver- 
enden dieser Tiere möglicherweise auf den 
hohen Bleigehalt der Abgase von chemischen 
Betrieben, Eisengießereien und Maschinenfa- 
briken im Vorharz zurückzuführen, was Wis- 
senschaftler der Technischen Universität 
Braunschweig als Vermutung ausgesprochen 
haben sollen? 

29. Abgeordneter Von welchen Ansätzen, für welche Maßnah- 

Röhner men im einzelnen, wurde bei der Festsetzung 

des Ansatzes bei Titel 882 32 — Zuweisungen 
für Investitionsbeihilfen für landwirtschaft- 
liche Wirtschaftseinheiten (Aktion 1971) — , 
für die 64 886 600 DM im Haushaltsjahr 1971 
eingestellt sind, ausgegangen? 

30. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Bay zu verhindern, daß Pflanzenvergiftungsmittel 

wie z. B. Tormona 80 ohne Warnung ver- 
sprüht werden, wie das in Inneringen, Kreis 
Sigmaringen, geschehen ist, wo Ferienkinder 
wegen des Genusses vergifteter Himbeeren in 
ärztliche Behandlung genommen werden muß- 
ten? 

Hält es die Bundesregierung für vertretbar 
im Sinne eines umfassenden, d. h. auch die 
natürlichen Lebensgemeinschaften erhaltenden 
Umweltschutzes sowie für vereinbar mit der 
Erholungsfunktion des Waldes, daß in zuneh- 
mendem Maße großflächige Anwendungen 
von Pflanzenvergiftungsmitteln speziell durch 
Forstämter vorgenommen werden? 


31. Abgeordneter 

Bay 


6 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2575 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


32. Abgeordneter Welche gesetzlichen Regelungen bestehen, um 

Lenzer für die Betroffenen Ansprüche aus sogenann- 

ten Werkspensionen zu sichern? 

33. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die gegenwärtigen 

Lenzer gesetzlichen Bestimmungen für ausreichend, 

oder welche Initiativen erwägt sie, um in Not- 
fällen (z. B. Liquidation, Konkurs usw. des 
Unternehmens) die Ansprüche der Berechtig- 
ten zu sichern? 

34. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Verord- 

Maucher nung zu § 33 des Bundesversorgungsgesetzes 

auf Grund des Grundsatzurteils des Bundes- 
sozialgerichts, wonach bei Einkommen aus 
Landwirtschaft, bei denen allgemeine Güter- 
gemeinschaft vereinbart wurde, das Einkom- 
men bei beschädigten Landwirten bei der Be- 
rechnung von einkommensabhängigen Lei- 
stungen nur zur Hälfte angerechnet wird, zu 
ändern? 

35. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Sinne der 

Mancher Rechtsgleichheit in all den Fällen, in denen 

weder Widerspruch noch Klage erhoben wur- 
de, eine Regelung zu treffen, daß durch Zugun- 
stenbescheid ein nachträglicher Ausgleich ge- 
währt werden kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


36. Abgeordneter Ist es nach dem Grundsatz der Verhältnis- 

Weigl mäßigkeit der Mittel vertretbar, daß zum 1. 

Oktober 1971 eine größere Zahl von 23 bis 
24jährigen verheirateten Wehrpflichtigen ein- 
gezogen wird, wobei z. B. im Fall eines Wehr- 
pflichtigen nach dem Unterhaltssicherungsge- 
setz monatlich ca. 1400 DM an die Familie zu 
bezahlen sind? 

37. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Bestimmungen 

Dr. Schneider für die Veräußerung von gebrauchsunfähigen 
(Nürnberg) Waffen der Bundeswehr für ausreichend oder 

für revisionsbedürftig? 

38. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Presse- 

Dr. Schneider meldungen, wonach Waffen der Bundeswehr, 

(Nürnberg) die als gebrauchsunfähig an Schrotthändler 

verkauft worden waren, von diesen weiter 
veräußert und von den Erwerbern wieder ge- 
brauchsfähig gemacht worden seien? 
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39. Abgeordneter Trifft es zu, daß nach einem Befehl des Bun- 

Dr. Riedl desministeriums der Verteidigung die Schiffe 

(München) der Bundesmarine ab sofort mit den Schiffen 

der DDR den Flaggengruß austauschen müs- 
sen, und ist die Bundesregierung der Auf- 
fassung, daß der zwischen Schiffen unter- 
schiedlicher Nationalität übliche Flaggengruß 
auf See, der nunmehr auch zwischen Schiffen 
aus den beiden Teilen Deutschlands ausge- 
tauscht werden soll, ein weiteres Zeichen für 
die völkerrechtliche Anerkennung der DDR 
durch die Bundesrepublik Deutschland ist? 

40. Abgeordneter Treffen Informationen zu, wonach es in Zu- 

Dr. Wörner kunft Einheiten der Bundeswehr untersagt ist, 

kommunalen Behörden und privaten Organi- 
sationen für Freizeit- und Ferienlager sowie 
für andere soziale und karitative Betreuungs- 
vorhaben Wehrmaterial zu verleihen oder zu 
überlassen (z. B. Zelte, Decken, Unterkunfts- 
geräte)? 

41. Abgeordneter Hält die Bundesregierung diesen Zustand ge- 

Dr. Wörner gebenenfalls für tragbar und dem Interesse 

einer guten Beziehung zwischen Bevölkerung 
und Bundeswehr dienlich? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

42. Abgeordneter Sind Pressemeldungen (z. B. Generalanzeiger 

Dr. Jungmann Bonn vom 2. September 1971) richtig, wonach 

der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit sich bereit erklärt hat, zwischen 
den streikenden Krankenhausärzten des Mar- 
burger Bundes und den öffentlichen Arbeit- 
gebern zu vermitteln? 

43. Abgeordneter Ist es richtig, daß die in einem Artikel in der 

Dr. Jungmann Welt vom 2. September 1971 (Albert Müller: 

„Sollen Oberärzte soviel verdienen wie Staats- 
sekretäre?") behaupteten Vergütungen an 
Krankenhausärzte mit Zustimmung der Tarif- 
gemeinschaft deutscher Länder gezahlt wer- 
den? 

44. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach ein 

Dr. Ahrens mehrmonatiger Genuß von Haschisch zu Ge- 

hirnschäden führen kann? 

45. Abgeordneter Was hält die Bundesregierung von den Be- 

Dr. Ahrens richten schwedischer Wissenschaftler, wonach 

die Einnahme ovulationshemmender Mittel 
wiederholt zu Todesfällen geführt hat? 
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46. Abgeordnete Welche Verbände waren an den Beratungen, 
Frau Dr. Henze zu denen Anfang August 1970 auf Einladung 

des Bundesministeriums für Jugend, Familie 
und Gesundheit „Vertreter von Verbänden, 
die auf dem Gebiet der Familienbildungsar- 
beit besondere Erfahrung haben" zusammen- 
getreten waren, um sich insbesondere mit dem 
Fragenkreis „Stärkung der Erziehungskraft 
und Erziehungsfähigkeit der Familie" zu be- 
fassen und die Ende 1970 abgeschlossen wur- 
den, beteiligt, und wann ist mit der Veröf- 
fentlichung der ßeratungsergebnisse zu rech- 
nen, nachdem die zusammenfassenden Berichte 
bereits für Frühsommer 1971 in Aussicht ge- 
stellt waren? 

47. Abgeordnete Hat die Bundesregierung schon konkrete 
Frau Dr. Henze Vorstellungen entwickelt, wie die Erziehungs- 
kraft und Erziehungsfähigkeit der Familie ge- 
stärkt werden kann? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


48. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 

Schmidt ihrer Möglichkeiten auf die Deutsche Bundes- 

(München) bahn dahin gehend Einfluß zu nehmen, daß 

Kinder künftig kostenlos mit der Deutschen 
Bundesbahn fahren können oder wenigstens 
darauf hinzuwirken, daß von der Deutschen 
Bundesbahn künftig Kinderermäßigungen ein- 
geräumt werden, die erheblich über den jetzi- 
gen Ermäßigungssätzen liegen? 

49. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Wienand der Halter eines Verkehrslandeplatzes, der 

dem Flugsportbetrieb dient, befugt ist, zum 
Schutz der Anlieger vor Lärm in der Flug- 
platzbenutzungsordnung festzulegen, daß zu 
bestimmten Ruhezeiten, wie z. B. in der Zeit 
von 12.30 Uhr bis 14.00 Uhr, der Flugbetrieb 
unterbleibt, soweit es sich um das Starten 
von Luftfahrzeugen handelt? 

50. Abgeordneter Ist die Bundesregierung für den Fall, daß recht- 

Wienand liehe Bedenken gegen die Beschränkung des 

Flugbetriebs durch die Flugplatzbenutzungs- 
ordnung bestehen, bereit, durch Änderung der 
Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung oder durch 
Änderung anderer luftrechtlicher Vorschriften 
die Rechtsgrundlagen für zeitliche Beschrän- 
kungen des Flugbetriebs bei Sportflugplätzen 
im Interesse des Lärmschutzes zu schaffen, 
und wann kann mit einer solchen rechtlichen 
Regelung gerechnet werden? 
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51. Abgeordneter 
Hansen 


52. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 

53. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 

54. Abgeordneter 

Dr. Apel 


55. Abgeordneter 

Dr. Apel 


56. Abgeordneter 

Lemmrich 


57. Abgeordneter 

Lemmrich 


58. Abgeordneter 

Dr. Evers 


59. Abgeordneter 

Dr. Evers 


60. Abgeordneter 

Folger 


Ist die Bundesregierung bereit, die Straßen- 
verkehrs-Ordnung dahin gehend zu ändern, 
daß in dichtbesiedelten Gebieten alle vor 
Bahnübergängen länger haltenden Kraftfahrer 
aus Gründen der Luftreinhaltung gezwungen 
werden, den Motor ihres Kraftfahrzeugs ab- 
zustellen? 

Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
ergreifen, um die katastrophalen Verhältnisse 
der Nahverkehrsunternehmen zu verbessern? 

Ist die Bundesregierung insbesondere bereit, 
die Nahverkehrsbetriebe von der Mineralöl- 
steuer zu befreien? 

Wie wird in der Bundesrepublik Deutschland 
sichergestellt, daß Kraftfahrzeuge nach Ver- 
kehrsunfällen mit größeren Sachbeschädigun- 
gen vor ihrer erneuten Inbetriebnahme einer 
Überprüfung auf ihre Betriebssicherheit hin 
unterzogen werden? 

Hält es die Bundesregierung für erwägens- 
wert, daß nach dem Vorbild westlicher Nach- 
barländer alle Kraftfahrzeuge nach Verkehrs- 
unfällen erst dann wieder eine Betriebserlaub- 
nis erhalten, wenn sie nach Abschluß aller 
Reparaturarbeiten einer Überprüfung durch 
die entsprechenden technischen überwa- 
chungsstellen unterzogen wurden? 

Welcher Investitionsplan der Deutschen Bun- 
desbahn fand in den letzten fünf Jahren nicht 
die Zustimmung des Bundesministers für Ver- 
kehr? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, die 
Deutsche Bundesbahn habe in den zurücklie- 
genden Jahren falsche Prioritäten im Investi- 
tionsbereich gesetzt? 

Ist dafür Sorge getragen, daß bei Strecken- 
sperrungen der Deutschen Bundesbahn die 
interessierte Öffentlichkeit über die Rund- 
funk- und Femsehanstalten unverzüglich über 
diese Sperrungen und deren voraussichtliche 
Dauer informiert wird, wie es im Straßenver- 
kehr in vorbildlicher Weise geschieht? 

Falls dies nicht der Fall ist, beabsichtigt die 
Bundesregierung, die zuständigen Dienststel- 
len der Deutschen Bundesbahn anzuweisen, in 
diesem Sinne tätig zu werden? 

Sind Behauptungen in der Presse richtig, daß 
deutsche Viehhändler und Spediteure Kälber 
und Ochsen auf dem Sammelbahnhof Rosen- 
heim in Oberbayern nach Italien verschicken, 
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die aus Kostenersparnis zu eng in die Wag- 
gons gepfercht werden — ohne Einstreu, ohne 
Futter, ohne Wasser — so daß nur die stärk- 
sten von ihnen die tagelange Fahrt zu dem 
italienischen Verladebahnhof Fortezza über- 
leben und daß sich den Arbeitern dort regel- 
mäßig das gleiche Bild bietet: Viele der Tiere 
sind während der Fahrt verhungert, verdur- 
stet, erstickt, bis auf das Fleisch zerschunden 
oder ganz einfach tot getrampelt? 

61. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die Deutsche Bun- 

Folger desbahn veranlassen, solche Transporte ab 

sofort abzulehnen, die geltenden Rechtsvor- 
schriften in der Weise zu ergänzen, daß solche 
Vorkommnisse in Zunkunft unmöglich wer- 
den, gegebenenfalls unter Vorlage eines ent- 
sprechenden Gesetzentwurfes an den Deut- 
schen Bundestag? 

62. Abgeordneter Welche konkreten Vorstellungen hat die Bun- 

Seefeld desregierung zu dem im 1. Fünf jahresplan für 

den Ausbau der Bundesfernstraßen in den 
Haushaltsjahren 1971 bis 1975 auf Seite 8 
unter Ziffer 4 c angegebenen Plan, daß für die 
einbahnigen Bundesstraßen das Notrufpro- 
blem mit Hilfe von münzfreier Benutzung von 
Fernsprechanschlüssen und dergleichen gelöst 
werden soll? 

63. Abgeordneter Bei wieviel Bundesbahnstrecken wurde in den 

Meister letzten Jahren das zweite Gleis abgebaut, und 

wieviel Schwerunglücks fälle ereigneten sich 
auf eingleisigen Bahnstrecken? 

64. Abgeordneter Waren dem Bundespostministerium und den 

Niegel zuständigen Dienststellen der Deutschen Bun- 

despost die zum 1. September 1971 wirksam 
gewordene Gebührenerhöhung nicht rechtzei- 
tig bekannt, um die Schalter der Postämter mit 
genügend notwendigen Briefmarken, Postkar- 
ten und neuen Gebührenheften versorgen zu 
können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


65. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich 
Geisenhofer beim Vollzug des 2. Wohngeldgesetzes vom 
14. Dezember 1970 ergeben hat, daß für Haus- 
halte mit mehr als acht Familienmitgliedern 
nach der Anlage 8 zu § 2 des Gesetzes nun 
zum Teil erheblich weniger Wohngeld zu ge- 
währen ist (bis zu 200 DM monatlich weniger) 
als bei gleichhohen Bruttoeinkommen und 
Mieten oder Belastungen nach dem 1. Wohn- 
geldgesetz zu gewähren war, und erkennt die 
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Bundesregierung in der genannten Anlage 8 
einen Fehler, auf dem diese nichtgewollten 
Härten beruhen, und ist sie bereit, umgehend 
den Entwurf einer Novelle zum 2. Wohngeld- 
gesetz vorzulegen, mit der diese Härten be- 
seitigt werden? 


66. Abgeordneter Liegen für die in den Anlagen zu § 2 des 2. 

Geisenhofer Wohngeldgesetzes niedergelegten Beträge, 
die sich auf Grund des 1. Wohngeldgesetzes 
ergebenden Vergleichswerte vor, und ist die 
Bundesregierung bereit, diese Vergleichswerte 
zu veröffentlichen, damit die Länder und die 
Öffentlichkeit die Leitlinien für die Aufbesse- 
rung der Wohngeldleistungen im 2. Wohn- 
geldgesetz im einzelnen überprüfen können? 


67. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung, einen 
Erpenbeck Gesetzentwurf zur Reform des längst über- 

holten Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes 
einzubringen, nachdem der Deutsche Bundes- 
tag bereits am 30. Juni 1965 in einer ein- 
stimmig angenommenen Entschließung die 
Bundesregierung aufgefordert hat, einen der- 
artigen Gesetzentwurf so bald wie möglich 
einzubringen? 


68. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die in dem vom 
Erpenbeck Bundesminister für Städtebau und Wohnungs- 

wesen herausgegebenen Bundesbaublatt (1971, 
Heft 7, Seite 302) dargelegte Auffassung des 
Kommentators, daß die „Neue Heimat" die 
gemeinnützige Wohnungswirtschaft überwie- 
gend repräsentiert? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


69. Abgeordneter Ist die in dem Nachrichtenmagazin „Der 

HÖcherl Spiegel" vom 30. August 1971 enthaltene Be- 

hauptung zutreffend, daß Staatssekretär Bahr 
in vertraulichen Unterredungen mit dem Bon- 
ner UdSSR-Botschafter Falin die Verhand- 
lungspositionen der drei Westmächte für die 
Berlin-Verhandlungen preisgegeben hat („in 
vertraulichen Unterredungen .... machte er 
die Sowjets mit den unverzichtbaren Bedin- 
gungen des Westens für den Berlin-Handel 
vertraut."), und trifft die aus der gleichen 
Quelle kommende Information zu, daß Staats- 
sekretär Bahr und die Bundesregierung die 
Westmächte zur Zulassung eines Sowjetkon- 
sulats in Westberlin gedrängt haben? 
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70. Abgeordneter Zu welchem Zeitpunkt und in welcher Form 
HÖcherl wurden die Regierungen der drei Westmächte 

über den Inhalt der Gespräche Bahrs mit Falin 
unterrichtet? 

Hält es die Bundesregierung dem Geiste des 
deutsch/sowjetischen Vertrages entsprechend, 
wenn die sowjetische Regierung deutschen 
Journalisten die Einreise in die Sowjetunion 
aus Anlaß des Besuches von Bundeskanzler 
Brandt auf der Krim untersagt, und was hat 
die Bundesregierung getan, um die sowje- 
tische Regierung auf diese international nicht 
übliche Behandlung von Journalisten hinzu- 
weisen? 

72. Abgeordneter Auf Grund welcher Vorschriften veranlaßt 

Leicht oder übernimmt die Bundesregierung die Ver- 

breitung von Äußerungen des Nobelpreis- 
trägers, Prof. Dr. med. Werner Forßmann, zur 
Gesundheitspolitik der Bundesregierung, die 
nicht anders gewertet werden können als eine 
Sympathiekundgebung im Hinblick auf die 
Bundestagswahl 1973? 

73. Abgeordneter In welchen Zeitungen, aus welchen Haushalts- 

Leicht mittein und in welcher Höhe beabsichtigt die 

Bundesregierung, solche oder ähnliche Wer- 
bekampagnen zu starten? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


74. Abgeordneter Kennt die Bundesregierung die Personen, die 

Reddemann dem sozialdemokratischen Parlamentarisch- 

Politischen-Pressedienst Geheiminformationen 
über den Inhalt der Alliierten-Berlinverein- 
barungen zugespielt haben, und beabsichtigt 
die Bundesregierung, wie nach der Veröffent- 
lichung eines Washingtoner Botschaftertele- 
gramms durch eine Illustrierte, ein Strafver- 
fahren gegen die Informanten einzuleiten? 

75. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung von 

Engelsberger Ost-Berlins Sowjetbotschafter Abrassimow, 

daß die Westmächte durch die Unterzeichnung 
des Abkommens über West-Berlin die „sou- 
veräne Kompetenz des sozialistischen deut- 
schen Staates" faktisch anerkannt haben und 
daß die „DDR" keineswegs im Auftrag der 
vier Mächte über die Frage des Zugangs von 
und nach Berlin verhandeln werde, sondern 
auf Grund bilateraler Verträge zwischen der 
Sowjetunion und der „DDR" aus den Jahren 
1955 und 1964? 


71. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 
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76. Abgeordneter 

Engelsberger 


77. Abgeordneter 

Rollmann 


78. Abgeordneter 

Rollmann 


79. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


80. Abgeordneter 
Mursdi 
(Soltau- 
Harburg) 


81. Abgeordneter 

Mursdi 

(Soltau- 

Harburg) 


Ist die Absicht Finnlands, die „DDR" völker- 
rechtlich anzuerkennen, u. a. auch auf die 
Äußerung von Staatssekretär Bahr im „Spie- 
gel" vom 30. August 1971 zurückzuführen, 
daß nach dem Abschluß eines Generalver- 
trages zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der „DDR" einer weltweiten Aner- 
kennung der „DDR" nichts mehr im Wege 
stünde und diese Anerkennung nicht mehr 
als unfreundlicher Akt angesehen würde, und 
wäre die Bundesregierung auf Grund dieser 
Äußerung gewillt, die Anerkennung der 
„DDR" durch Finnland ohne irgendwelche 
Konsequenzen hinzunehmen? 

Erfolgt der Verzicht auf eine Reise nach Ber- 
lin durch Königin Juliana und Prinz Bernhard 
der Niederlande während des offiziellen 
Deutschland-Besuchs im Oktober im Einver- 
nehmen oder auf Wunsch der Bundesregie- 
rung? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, bei künf- 
tigen Staatsbesuchen darauf hinzuwirken, daß 
Berlin nicht mehr in das Besuchsprogramm 
aufgenommen wird? 

Da zu erwarten ist, daß sich die Handelsbe- 
ziehungen zwischen EWG-Ländern und der 
Volksrepublik China erweitern, hält es die 
Bundesregierung nicht für erforderlich, auf 
eine gemeinsame Handelspolitik zu drängen, 
um zu verhindern, daß Handelspartner aus 
dem einen Mitgliedstaat gegen Handelspart- 
ner aus einem oder mehreren anderen Mit- 
gliedstaaten ausgespielt werden? 

Wie erklärt die Bundesregierung den Wider- 
spruch zwischen ihren wiederholten Versiche- 
rungen und Aussagen, wonach der deutsch- 
sowjetische und der deutsch-polnische Ver- 
trag nicht endgültig fixierten und nicht eine 
Anerkennung zum Beispiel der Oder-Neisse- 
Linie bedeuteten und der Formulierung in 
der vom Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung für die Alliierten Streitkräfte 
in Deutschland in englischer Sprache heraus- 
gegebenen Zeitschrift „FOCUS ON GERMA- 
NY" in der Januar-Nummer 1971 auf Seite 2, 
wonach Deutschland in dem Warschauer Ver- 
trag anerkenne, daß es 40 000 Quadratmeilen 
seines Territoriums hinter der Oder-Neisse- 
Linie verloren habe („Germany recognised 
the fact that it had lost 40 000 square miles of 
territory beyond the Oder-Neisse-Line. . .")? 

Wie bewertet die Bundesregierung im Zusam- 
menhang mit der vorstehenden Frage die For- 
mulierung auf Seite 2 der April-Nummer der 
gleichen Zeitschrift, daß Deutschland in den 


14 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2575 


Verträgen, die mit Polen und Rußland unter- 
schrieben wurden, den Besitz von Territorien 
durch diese Länder, die mehr als ein Jahr- 
tausend zu Deutschland gehörten, anerkenne 
(„In the treaties signed last year with Poland 
and Russia, Germany aknowledges the pos- 
session by these two countries of territory 
that had belonged to Germany for the better 
part of a millennium“)? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für nützlich und 

Batz mit dem Ansehen der Bundesrepublik Deutsch- 

land für vereinbar, daß sich ihr Botschafter 
in Teheran für einen privaten Geschäftsmann 
engagiert, gegen den Haftbefehl eines deut- 
schen Gerichtes vorliegt und dem die persi- 
schen Behörden die Ausreise bis zur Erfüllung 
seiner finanziellen Verpflichtungen verwei- 
gern? 

2. Abgeordneter Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundes- 

Batz regierung aus dem Bericht der Deutschen Bot- 

schaft in Teheran, der laut einer dpa-Meldung 
von den besonderen Aktivitäten der „Royal 
Doma Iran " spricht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter Trifft es zu, daß sich die Bundesregierung im 

Dr. Evers Interesse eines zügigen Aufbaus des örtlichen 

Luftschutzhilfsdienstes generell oder gegen- 
über einzelnen Städten (Kreisen) dazu ver- 
pflichtet hatte, auch die Personalkosten für 
den Aufstellungsleiter zu erstatten, obwohl 
der Bund nach § 32 des Ersten Gesetzes über 
Maßnahmen zum Schutze der Zivilbevölke- 
rung nicht dazu verpflichtet gewesen wäre? 

4. Abgeordneter Wie begründet es die Bundesregierung, daß 

Dr. Evers nunmehr trotz dieser gegebenen Zusagen 

einer Mitteilung des Bundesamts für den zivi- 
len Bevölkerungsschutz zufolge im Bundes- 
haushalt für das Jahr 1971 keine Mittel mehr 
für die Aufstellungsleiter in den Städten ver- 
anschlagt worden sind, obwohl der Tätigkeit 
der Aufstellungsleiter nach wie vor die gleiche 
Bedeutung beigemessen werden muß, zumal 
ihnen die äußerst schwierige Aufgabe eines 
Verbindungsmannes zu den einzelnen frei- 
willigen Hilfsorganisationen obliegt? 

5. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung auf den 

Dr. GÖlter Nadibarstaat Schweiz einzuwirken, um die 

aus dem Raum Basel herrührende Verschmut- 
zung des Rheines zu verringern? 
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6. Abgeordneter 

Dr. Gölter 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Einfuhr 
von Industriemüll generell zu untersagen? 


7. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung nicht auch für 
Meister erforderlich, das sogenannte Leichtbenzin, wie 

es in der Luftfahrt Verwendung findet, in den 
Entwurf über den Abbau des Bleigehaltes in 
Ottokraftstoffen einzubeziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


8. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


Hält die Bundesregierung das bisher für den 
Bereich der Justiz gültige Prinzip der Haftung 
bei Ausübung der Rechtsprechung lediglich 
bei dem den Vorsatz einschließenden Delikt 
der „Rechtsbeugung" noch für zeitgerecht ge- 
genüber dem im bundesdeutschen Recht ver- 
fassungsmäßig verankerten Grundsatz, daß 
der „Dienstherr Staat" mit der gesamten Ver- 
waltung generell im Sinn der „Amtshaftung" 
nicht nur für vorsätzliches, sondern auch für 
fahrlässiges Verhalten in Ausübung staat- 
licher Amtspflichten einzustehen hat? 


9. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


Ist das Bundesjustizministerium bereit, ange- 
sichts des neuesten Urteils des 3. Zivilsenats 
des Bundesgerichtshofs im Zusammenhang mit 
der Haftung der Gerichte in Überlegungen 
einzutreten, ob diese krasse Unterschiedlich- 
keit nicht gesetzgeberisch dadurch gemildert 
werden kann, daß für Gerichte wenigstens 
bei Vorliegen „grober Fahrlässigkeit" eine 
Haftung mit der Konsequenz des Schadener- 
satzes ins Auge gefaßt wird? 


10. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für richtig, den 
Dr. Giulini Hilfeverpflichtungsparagraphen des Strafge- 

setzbuches insoweit zu ergänzen, daß auch die 
Verhinderung von Hilfeleistungen unter Strafe 
gestellt wird, um eine durch Neugier des 
Publikums teilweise verhinderte Hilfeleistung, 
z. B. bei den letzten Flugzeugunfällen oder 
Bankeinbrüchen, zu sichern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


11. Abgeordneter 

Baron 

von Wränget 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die Ablehnung der Bundesregierung, in der 
Stadt Lauenburg den dringend erforderlichen 
Ausbau des dortigen Industrie-Stammgleises 
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finanziell zu unterstützen und durch den Auf- 
tragsstop einer Schießanlage mit einem Bau- 
volumen von 3,2 Millionen DM für die be- 
troffenen Firmen ernste wirtschaftliche Schwie- 
rigkeiten bis zur offenkundigen Arbeitsplatz- 
gefährdung entstehen, da im Zonengrenzbe- 
reich infolge der ungünstigen Standortbedin- 
gungen die Firmen auf Förderungsmaßnahmen 
von seiten der Bundesregierung angewiesen 
sind? 

Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 
eine solche Verpflichtung zur Förderung im 
unmittelbaren Grenzbereich gerade nach dem 
Zonenrandförderungsgesetz besteht und daß 
es wirtschaftlich unverständlich und unver- 
tretbar ist, den Betrieben im übergeordne- 
ten Schwerpunkt Lauenburg einerseits eine 
25%ige Investitionszulage zu gewähren, sie 
andererseits durch die zur wirtschaftlichen 
Entfaltung erforderlichen Folgemaßnahmen, 
wie Ausbau des Stammgleises oder Öffent- 
liche Aufträge, nicht ausreichend zu unter- 
stützen? 

13. Abgeordneter Halt es die Bundesregierung im Hinblick auf 
Dr. Schmitt- die augenblickliche Außenhandelslage der 

Vockenhausen deutschen Musikinstrumenten-Industrie für 

vertretbar, die Interzonenhandelskontingente 
für Blasinstrumente ab 1972 gegenüber dem 
Stand von 1971 einzuschränken? 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Tatsache, daß bei der Auflage 
von Sondermünzen, wie zum Beispiel kürzlich 
beim „Beethoven-Fünfmarkstück“, nur ein 

kleiner Teil der Interessenten berücksichtigt 
werden konnte und dies zu erheblichen Ver- 
ärgerungen bei der Kundschaft von zahlrei- 
chen Kreditinstituten führte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


13. Abgeordneter Für welche Maßnahmen sind die 64 886600 DM 
Röhner bei Titel 882 32 — Zuweisungen für Investi- 

tionsbeihilfen für landwirtschaftliche Wirt- 
schaftseinheiten (Aktion 1971) — insbesondere 
vorgesehen, zumal nach den Richtlinien für 
die Förderung von einzelbetrieblichen Inve- 
stitionen in der Land- und Forstwirtschaft vom 
1. Januar 1971 für die auf die Dauer existenz- 
fähigen Betriebe lediglich ein Zinsverbilli- 
gungszuschuß vorgesehen ist und die dafür 
erforderlichen Mittel bereits im Titel 662 25 
bereitgestellt sind, während die nach den 
Richtlinien gewährten Bundesdarlehen und 


14. Abgeordneter 

Niegel 


12. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 
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Zuschüsse für entwicklungsfähige Betriebe 
(insbesondere Aussiedlungen und Althof- 
sanierungen) im Titel besondere Agrarstruk- 
turmaßnahmen 861 13, 882 13, 891 13 bereit- 
stehen? 


16. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung entsprechend 
Röhner den Erläuterungen im Bundeshaushaltsplan 

zum Titel 882 32 Richtlinien für die Gewäh- 
rung von Investitionsbeihilfen vorlegen? 


17. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung unternehmen, 
Kiechle um zu verhindern, daß deutschen Herstellern 

von Münsterkäse künftig Herstellung und 
Verkauf dieses mindestens 70 Jahre alten 
deutschen Markenprodukts wegen französi- 
scher Interessen verboten werden? 


18. Abgeordneter In welcher Höhe werden die Landwirte Baden- 
Baeuchle Württembergs vom Bundesministerium für 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten im 
Rahmen des „Ertl-Planes" Fördermittel zur 
Verfügung gestellt erhalten? 


19. Abgeordneter Welche Meinung hat die Bundesregierung zu 
Baeuchle der in der Schwäbischen Zeitung Ehingen und 

dem Alb-Boten Münsingen vom 11. September 
1971 unter der Überschrift „Sorgt Minister 
Ertl für Bayern" abgedruckten, sich auf ein in 
der „Lindauer Zeitung" Nr. 184 angeblich für 
Bayern genanntes „Ertl-Plan-Kontingent" von 
102,74 Millionen DM beziehende, in Ziffer 3 
formulierten Kleinen Anfrage des baden-würt- 
tembergischen CDU-Landtagsabgeordneten 
Ventur Schüttle (Granheim) an die Landes- 
regierung von Baden-Württemberg, ob der 
Landesregierung Baden-Württemberg diese 
bayerischen Kontingente bekannt sind, Baden- 
Württemberg die gleiche Zusage aus Bonn hat, 
gewährleistet ist, „daß der Verteilungsschlüs- 
sel für die einzelnen Bundesländer nicht durch 
landsmannschaftliche Zugehörigkeit von Mini- 
stern verschoben wird"? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


20. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


Bis wann wird die Bundesregierung eine No- 
velle zum Schwerbeschädigtengesetz vorlegen, 
in der u. a. das bisher geltende Kausalitäts- 
prinzip durch das Finalitätsprinzip ersetzt 
wird? 
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21. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die vom 

Weigl Bundesausschuß für Berufsbildung am 9. Juni 

1971 beschlossene Musterprüfungsordnung für 
die Durchführung von Abschlußprüfungen in- 
sofern wesentlich von einer zwingenden Vor- 
schrift im Berufsbildungsgesetz abweicht, als 
das Vorschlagsrecht zur Benennung von Ar- 
beitnehmermitgliedern der Prüfungsausschüsse 
auf „Spitzenorganisationen, die für das Ar- 
beitsleben von wesentlicher Bedeutung und 
im Berufsbildungsausschuß vertreten sind" 
beschränkt werden soll, obwohl nach § 37 
Abs. 3 Satz 2 des Berufsbildungsgesetzes die- 
ses Vorschlagsrecht allen „im Bezirk der zu- 
ständigen Stelle bestehenden Gewerkschaften 
und selbständigen Vereinigungen von Arbeit- 
nehmern mit sozial- und berufspolitischer 
Zielsetzung" zusteht? 

22. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Bundes- 

Weigl ausschuß für Berufsbildung darauf hinzuwei- 

sen, daß ihm keine Kompetenz zusteht, eine 
von anerkannten Verfassungsgrundsätzen 
— Koalitionsfreiheit — und vom Gesetz ab- 
weichende Musterprüfungsordnung zu be- 
schließen? 


23. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für gesundheits- 
Engholm politisch vertretbar, daß auf der Grundlage 

der §§ 182, 368 RVO die Kassenärzte ange- 
halten werden, ihre Therapie an Durchschnitts- 
werten zu orientieren, um nicht bei Regreß- 
forderungen in einer Fülle von Einzelnach- 
weisen die Notwendigkeit ungewöhnlicher 
therapeutischer Entscheidungen beweisen zu 
müssen? 


24. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die häufig ge- 

Engholm äußerte Auffassung, daß die §§ 182 und 368 

dazu führen können, eine im Einzelfall als 
richtig erkannte Behandlung zu unterlassen, 
die Fortentwicklung der praktischen Medizin 
zu verlangsamen und eine unterschiedliche 
Behandlung zwischen Kassen- und Privat- 
patienten zu bedingen? 

25. Abgeordneter Hat die Bundesregierung davon Kenntnis, daß 
von Thadden durch die Freigabe des DM-Wechselkurses die 

saarländischen Grenzgänger — aktive Arbeit- 
nehmer sowie Rentner — zu dem schon seit 
der DM- Aufwertung bestehenden Einkom- 
mensverlust einen weiteren Einkommensver- 
lust erlitten haben? 


26. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
von Thadden gierung zu ergreifen, um in diesen Härtefällen 
zu helfen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

27. Abgeordneter Ist es nicht eine besondere Härte im Sinne 

Dr. Hauser des § 12 Abs. 4 Nr. 3 des Wehrpflichtgesetzes, 

(Sasbach) wenn wehrpflichtige Fachhochschüler, die ihr 

erstes Semester in diesem Sommer absolviert 
haben und ihre besondere Studieneignung 
noch durch gleichlaufende Ergänzungskurse 
erweisen können, nunmehr zum 1. Oktober 
1971 zur Bundeswehr einberufen werden, nach 
ihrer Entlassung im Zuge der Umwandlung 
der Ingenieurschulen in Fachhochschulen aber 
zwei Semester Vorbereitungskurse vorschal- 
ten müssen und so auf alle Fälle ein Jahr 
länger für ihr Studium benötigen, während sie 
jetzt noch bei entsprechender Qualifikation 
ohne diese vorgeschalteten Kurse ihr Studium 
fortsetzen können? 

28. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in letz- 

Picard ter Zeit von der Bevölkerung des Odenwaldes 

verstärkt Beschwerden wegen der Lärmbe- 
lästigung durch niedrige Übungsflüge von 
Düsenjägern erhoben wurden, und sieht die 
Bundesregierung eine Möglichkeit, den Pro- 
testen der Bevölkerung, denen sich der Kreis- 
tag des Landkreises Erbach in einer Ent- 
schließung vom 19. August 1971 angeschlossen 
hat, dadurch Rechnung zu tragen, daß Tief- 
flüge von Düsenjägern über dem Odenwald 
für die Zukunft unterbunden und die Lärm- 
belästigung damit beseitigt wird? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

29. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die US- 

Wolfram Nahrungs- und Heilmittelbehörde FDA ver- 

fügt hat, daß künftig auf den Packungen von 
Nahrungsmitteln der Gehalt an gesättigten 
und ungesättigten Fettsäuren genau vermerkt 
sein muß, und teilt die Bundesregierung die 
Begründung der diesbezüglichen Maßnahme? 

30. Abgeordneter Plant die Bundesregierung ähnliche Vorschrif- 

Wolfram ten bei der Reform des Lebensmittelrechts zu 

übernehmen? 

31. Abgeordneter Nachdem in den Vereinigten Staaten die Be- 

Dr. Bechert Stimmungen über Pockenschutzimpfungen ge- 

(Gau-Algesheim) lockert worden sind (laut FAZ vom 4. August 

1971, S. 21) und dort die Pockenschutzimpfung 
im Kindesalter auf freiwilliger Basis emp- 
fohlen, aber nicht vorgeschrieben ist, frage 
ich, ob die Bundesregierung bereit ist oder 
erwägt, einen Gesetzentwurf vorzulegen, wel- 
cher die Pockenschutzimpfung für Kinder eben- 
falls auf freiwilliger Grundlage regelt? 
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32. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 

33. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 


34. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


35. Abgeordneter 

Hansen 


36. Abgeordneter 

Hansen 


Wie weit sind die Vorarbeiten zur Harmoni- 
sierung der Logopäden-Ausbildung in der 
Bundesrepublik Deutschland? 

Wird die Bundesregierung sicherstellen, daß 
die Voraussetzungen und Richtlinien der Lo- 
gopäden-Ausbildung in der Bundesrepublik 
Deutschland den in den anderen EWG-Ländern 
üblichen Bedingungen angepaßt werden? 

Wie erklärt die Bundesregierung, daß sie 
trotz des Cyclamat-Verbotes in vielen Staaten 
nicht unverzüglich zumindest vorbeugende 
Schritte unternommen hat, um zu verhindern, 
daß cyclamathaltige Lebensmittel aus außer- 
europäischen Staaten in erheblichem Umfange 
bei uns verkauft werden, weil sie im Ausland 
wegen der Verbote nicht mehr absetzbar sind, 
wie das zum Beispiel das Zeit-Magazin Nr. 
35/71 behauptet: „Für Amerikaner giftig, für 
Deutsche gesund! Fruchtsalat aus USA künst- 
lich mit Cyclamat gesüßt. Tierexperimente 
lassen befürchten, daß diese Süßstoffe Blasen- 
krebs hervorrufen." ? 

Treffen Presseberichte zu, wonach u. a. das 
von der „Shell-Chemie" hergestellte Insek- 
tenvertilgungsmittel „Vapona Strip" durch 
den verwendeten Wirkstoff Dichlorvos neben 
erheblichen Gesundheitsschäden schwerste' 
Schäden im Erbgut hervorrufen kann? 

Wird die Bundesregierung diese Berichte zum 
Anlaß nehmen, den Verkauf aller im Handel 
befindlichen Präparate, bei denen die Gefahr 
gesundheits- oder erbschädigender Nebenwir- 
kungen nicht mit Sicherheit ausgeschlossen 
werden kann, bis zum Nachweis der Unschäd- 
lichkeit zu verbieten? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


37. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch eine 
Feilermaier Übereinkunft mit den Bundesländern auf Bun- 

desstraßen und Landstraßen mit Gegenver- 
kehr versuchsweise Geschwindigkeitsbegren- 
zungen von 100 bzw. 120 km/h einzuführen? 


38. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gewillt, eine Rechts- 
Fellermaier Verordnung zur Geschwindigkeitsbegrenzung 

auf solchen Straßen erst dann zu erlassen, 
wenn nach einem gewissen Zeitraum die dort 
gewonnenen Erfahrungen exakt ausgewertet 
werden konnten? 


39. Abgeordneter 
Fiebig 


Ist die Bundesregierung bereit, mit dem Aus- 
bau der Ortsdurchfahrt Olfen im Zuge der 
B 235 noch in diesem Jahr zu beginnen? 
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40. Abgeordneter 
Säckl 


41. Abgeordneter 
Säckl 


42. Abgeordneter 

Gewandt 


43. Abgeordneter 

Hussing 


44. Abgeordneter 
Hussing 


Aus welchen Gründen ist es entgegen der 
überall sonst geltenden Regelung entlang der 
Autobahn von Kirchheim nach München nicht 
gestattet, auf den Rastplätzen in Wohnwagen 
zu übernachten? 

Hält es die Bundesregierung für besser, wenn 
mit Wohnwagen Reisende irgendwo im Grü- 
nen eine zum übernachten geeignete Stelle 
suchen, statt die den Interessen von Ordnung, 
Sauberhaltung des Geländes usw. entgegen- 
kommende Rastplätze und deren Einrichtun- 
gen zu benutzen? 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß die vom Luftfahrtbundesamt in 
Braunschweig nach internationalen Normen 
vorgesehenen Intervalle, in denen die Flug- 
zeuge einer technischen Inspektion unterzogen 
werden müssen, auch für Bedarfsluftfahrtge- 
sellschaften gelten und von diesen zwingend 
beachtet werden müssen? 

Wann ist mit dem Beginn der Baumaßnahmen 
der B 43 vom Norden (Rodenbach) bis zur 
geplanten Mainüberführung bei Steinheim/ 
Kleinauheim zu rechnen und in welchem Zeit- 
ablauf werden welche Zubringer zu diesem 
Bauabschnitt gebaut, angesichts des Abschlus- 
ses des Planfeststellungsverfahrens zur Ver- 
legung der B 43 im Osten von Hanau und der 
nach Fertigstellung der Auffahrt zur B 45 im 
Süden von Steinheim? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß für die 
Stadt und das Umland Hanaus der Ausbau 
der B 43 und ß 45 sowie die Mainüberführun- 
gen zur Lösung ihrer Verkehrsprobleme aus- 
serordentlich wichtig sind, und wann und in 
welchem Zeitablauf werden aus diesem Grun- 
de die B 43 und die B 45 einerseits und die 
Mainüberführungen andererseits im Raume 
Hanau gebaut? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


45. Abgeordneter Worauf ist der Umstand zurückzuführen, daß 
Engelsberger seit 1970 für Berlinfahrten von Schulen - — bei- 
spielsweise in meinem Wahlkreis bei der 
Verbandsberufsschule mit Berufsaufbauschule 
Traunstein — die zustehenden Förderungs- 
mittel des Bundes erst lange nach Durchfüh- 
rung der Fahrt ausbezahlt werden und eine 
Abschlagszahlung vor Fahrtantritt nicht mehr 
geleistet .wird, wodurch sich unzumutbare 
Finanzierungsschwierigkeiten ergeben? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

46. Abgeordneter Hält die Bundesregierung eine Massierung 

Picard von Kraftwerken auf engem Raum, wie sie mit 

dem geplanten Kraftwerk zusätzlich zu den 
schon bestehenden Kraftwerken in Großwelz- 
heim-Dettingen, Kahl und Groß-Krotzenburg 
entstehen soll, auch unter dem Gesichtspunkt 
der Sicherheit und der Sicherstellung der 
Stromversorgung, für sinnvoll, oder wäre nicht 
ein anderer Standort, etwa am Mittelmain, 
vorzuziehen? 

47. Abgeordnete Aus welchen sachlichen Gründen enthalten 

Frau Dr. Walz die Kostenrechnungen der bisherigen Ent- 
würfe für einen Bildungsgesamtplan keine 
Kostenschätzungen für ein Fernstudium im 
Medienverbund? 

48. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Biechele Firma Dornier GmbH Friedridishafen mit dem 

Gesuch vom 11. Dezember 1970 beim Land- 
ratsamt Überlingen die wasserrechtliche Ge- 
nehmigung zur Errichtung einer Abwasseran- 
lage für kernbrennstoffhaltige, radioaktive 
Abwässer in ihrem Versuchslabor im Werk 
Immenstaad und die wasserrechtliche Erlaub- 
nis zur Einleitung der hierbei anfallenden 
Abwässer in den Bodensee begehrt hat, und 
daß, wie aus der regionalen Presse zu ent- 
nehmen war, das Wasserwirtschaftsamt Kon- 
stanz, das Gesundheitsamt Uberlingen und das 
Arbeits- und Sozialministerium in Stuttgart 
keine Bedenken gegen dieses Begehren haben, 
wenn die in der 1. Strahlenschutzverordnung 
angegebene Maximalkonzentration nicht über- 
schritten wird (vgl. folgende Berichte: „Radio- 
aktive Abwässer in den Bodensee?" im Süd- 
kurier, Nr. 207 vom 9. September 1971, „Radio- 
aktive Abwässer sollen in den Bodensee kom- 
men"' in der Schwäbischen Zeitung, Nr. 207 
vom 9. September 1971 und „Dornier will 
radioaktive Abwässer in den See einleiten " 
in der Stuttgarter Zeitung, Nr. 207 vom 9. 
September 1971)? 

49. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die große Sorge 

Biechele vieler Menschen am Bodensee, daß der so sehr 

durch Abwässer belastete Bodensee, der 
größte Trinkwasserspeicher Europas, nicht 
durch weitere, in ihrem Ausmaß noch nicht 
übersehbare Verunreinigungen gefährdet wer- 
den sollte, und ist sie bereit, dafür einzutre- 
ten, daß alle bei dem Forschungsvorhaben der 
Firma Dornier entstehenden radioaktiven Ab- 
wässer der Landessammelstelle für radioak- 
tive Abfälle in Karlsruhe zugeführt werden? 

Bonn, den 17. September 1971 
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